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Es ist kein Salz in der Suppe

Schweigende Staatsanwälte

Ein Plädoyer für die Revitalisierung des zivilen Ungehorsams. Von Peter Grottian

»Initiative in Gedenken an Oury Jalloh« wirft Ermittlern vor, gezielt ins Leere zu fahnden

Die historischen Verdienste der 
sozialen Bewegungen, mit dem 
Mittel des zivilen Ungehor-

sams entscheidende gesellschaftliche 
Entwicklungen befördert zu haben, sind 
unübersehbar. Ohne zivilen Ungehor-
sam wäre das AKW Wyhl gebaut, mit 
ihm ist Wackersdorf verhindert worden. 
Legendär das Eingeständnis des nieder-
sächsischen Ministerpräsidenten Ernst 
Albrecht: Gorleben sei zwar mach-, aber 
nicht durchsetzbar. Ohne zivilen Unge-
horsam in den Instandbesetzungsbewe-
gungen (1980/81) wäre die Luxusmoder-
nisierung in Westberlin und anderswo 
mitnichten zeitweise gestoppt worden. 
Auch die Castortransporte hätte es wei-
ter gegeben. Kurzum: Der angemessene 
Umgang mit diesem Instrument kann 
der repräsentativen Demokratie Beine 
machen.

»Stuttgart 21« – ja mei: Es mehren sich 
die Anzeichen, dass soziale Bewegun-
gen auf zivilen Ungehorsam verzichten 
und entweder klassische Protestformen 
(Demos) oder Smiley- bzw. Selfie-Pro-
teste bevorzugen. Die einzelnen Beispie-
le für mangelnden zivilen Ungehorsam 
sind – unabhängig von den Erfolgsaus-
sichten – bedrückend und auffallend. 
Der Widerstand gegen »Stuttgart 21« 
beinhaltete sehr wohl dieses Konzept. 
2.800 Menschen im Umfeld der Park-
schützer hatten sich dazu verpflichtet, 
an Bäume angekettet, Blockaden von 
Baustellen und mehr betrieben. Als es 
ernst wurde, waren von 2.800 nur noch 
bis zu 200 da, und als die Polizei sie auf-
forderte, den Platz zu räumen, blieben 
etwas mehr als 100 sitzen. Das ist fast 
die Perversion des zivilen Ungehorsams.

TTIP – kreuzbrav: Sicherlich, der Pro-
test gegen das Freihandelsabkommen 
mit 250.000 Menschen war ein uner-
warteter, großer Erfolg. Aber die Politik 
leistete es sich, das Ereignis komplett 
zu ignorieren. Sigmar Gabriel ließ die 
Anti-TTIPler abblitzen – er dialogisiert 
zwar mit Pegida, aber nicht mit den Akti-
visten. Und auch die beherzte Zeitungs-
kampagne des TTIP-Bündnisses mit 
guten Fragen an Gabriel blieb ohne Re-
sonanz. Die Politik lässt Menschen mit 
berechtigten Belange am langen Arm 

verhungern. Das liegt auch daran, dass 
beim TTIP-Bündnis der zivile Ungehor-
sam als Instrument bisher fehlt. Auf ei-
ner für dieses Wochenende angesetzten 
Strategiekonferenz steht es nicht auf der 
Tagesordnung. Dabei bietet es sich gera-
dezu an, die geheimen Vertragspapiere 
mit einem Hauch von Aufmüpfigkeit zu 
besorgen.

Gegen Rüstungsexporte – eher lieb: Noch 
2010 waren 70 Prozent der Bevölkerung 
dagegen, dass die Bundesregierung Waf-
fen in Krisengebiete liefert. Inzwischen 
ist der Widerstand angesichts der Rü-
stungsexporte an die Peschmerga auf 
etwa 50 Prozent gesunken. Das Bündnis 
»Aufschrei – stoppt den Waffenhandel«, 
die Friedenskooperative und der Kas-
seler Friedensratschlag haben immer 
wieder eine Skandalisierung versucht 
– mit Hunderten von Veranstaltungen, 
aber auch mit zarten Aktionen des zivi-
len Ungehorsams. So wurde die Waffen-
schmiede Heckler & Koch in Oberndorf/
Neckar umzingelt und mit einem Frie-
denskonzert vor den Werkstoren dicht-

gemacht. Der Drohnenhersteller Diehl 
(Überlingen) musste eine Schau der 
»Rüstungsleichen« ertragen. In Berlin 
wurde die Zentrale des Panzerproduzen-
ten Krauss-Maffei Wegmann belagert 
und die Botschaft von Saudi-Arabien at-
tackiert. Aber alles gestaltete sich wenig 
provozierend. Die Verschiffung eines 
Rüstungsexports zu blockieren, ist Idee 
geblieben.

Blockupy – ohne Phantasie: Beim Block-
upy-Bündnis gegen die Finanzmarktin-
dustrie und die EU-Austeritätspolitik ist 
zwar das Mittel des Ungehorsams prä-
sent, seine Anwendung aber zweifelhaft. 
Mal über den Zaun der EZB zu springen, 
ist ja noch kein Konzept. Kein Wunder, 
dass einige auf Randale schalteten, da 
die Protestpläne zur EZB-Einweihung 
allzu brav erschienen. Noch fehlt ein 
Anschlussprojekt. Aktionen gegen die 
unsägliche Politik der Deutschen Bank 
liegen da geradezu auf der Hand.

Die Chancen stehen nicht gut, das 
Protestmittel ziviler Ungehorsam wieder 
mehr ins Zentrum sozialer Bewegungen 

zu rücken. Fünf Sekunden in der Tages-
schau präsent zu sein, ist das Maximum 
aller Dinge. Wenn die 16- bis 29jährigen 
durchschnittlich über zehn Stunden am 
Tag mit allen Medien verbringen, ist 
nicht mehr viel Platz für Urteilsfähig-
keit oder Protest. Diejenigen, die früher 
die Säulen des Widerstands waren, die 
Schüler und Studierenden, ersaufen im 
Turboabitur und im Hamsterrad von Bo-
logna. Die Aufsässigkeit wurde klamm-
heimlich verlernt. Sie ist weitgehend out 
und zur Vokabel politischer Androhung 
verkommen. An sich ist es einfacher als 
man denkt. Die Anti-AKW-Bewegung 
im Wendland hat es vorgeführt: Die 
»Schotterer« machten ihr Ding, Green-
peace folgte seiner Logik, die Landwirte 
blockierten die Zugangswege. Kurzum: 
Die Vielfalt der Radikalitäten blühte.

Der Autor ist Hochschullehrer für Po-

litikwissenschaft an der FU Berlin und 

unter anderem für das Bündnis »Auf-

schrei – stoppt den Waffenhandel« 

aktiv

Verbrannt im Polizeirevier: Die 
Staatsanwaltschaft Dessau-
Roßlau lässt ein sogenanntes 

Todesermittlungsverfahren im Fall Oury 
Jalloh offenbar endgültig ins Leere lau-

fen. Das wirft die »Initiative in Geden-
ken an Oury Jalloh« der Behörde vor. 
»Sie kommuniziert vorsätzlich weder 
mit uns noch den Anwälten der Fami-
lie«, sagte eine Sprecherin am Mittwoch 
gegenüber jW. Dabei häuften sich Indizi-
en, die einen Selbstmord des Sierra Leo-
ners am 7. Januar 2005 ausschlössen. 
»Die werden völlig ignoriert«.

Das Verfahren, über das Oberstaats-
anwalt Folker Bittmann im April 2014 
informiert hatte, war auch auf Druck 
der Initiative eingeleitet worden. Letzte-
re hatte Ende 2013 Strafanzeige wegen 
Mordverdachts beim Generalbundesan-
walt gestellt. Der hatte sich nicht zu-
ständig gefühlt und das Verfahren nach 
Dessau verwiesen. Voran geht es dort 
kaum. Dabei hätten, so die Initiative, 
wiederholte Labortests ergeben, dass 
das vermeintlich für einen Suizid be-
nutzte Feuerzeug nicht in der Zelle ver-
brannt sein kann.

So ermittelten Sachverständige 2012 
im Auftrag des Magdeburger Landge-
richts, dass dem angeblich drei Tage 

nach der Tat in einer Asservatentüte auf-
getauchten Feuerzeug keine Fasern von 
Jallohs Kleidung oder der Matratze, auf 
der er angekettet war, anhafteten. Gefun-
dene DNA stamme nicht von dem ver-
brannten Flüchtling. Das Landeskrimi-
nalamt Baden-Württemberg fand 2014 
eingebrannte tatortfremde Textilreste 
und Tierhaare. Das Würzburger Institut 
für Rechtsmedizin schloss 2015 mangels 
Stresshormonen aus, dass Jalloh den To-
deskampf bewusst erleben habe. Eine 
Brandlegung an mehreren Stellen durch 
Dritte unter Verwendung von Brandbe-
schleuniger würde dagegen »der Auf-
findsituation der Leiche nahekommen«.

Bei einem neueren Auftrag habe die 
Staatsanwaltschaft all das nicht berück-
sichtigt, resümiert die Initiative. Dem-
nach habe ein Schweizer Chemiker im 
Dezember 2015 für rund 200.000 Euro 
Vorschläge für weitere Ermittlungen er-
arbeitet, »und die Kernfrage nach der 
Herkunft des Feuerzeugs komplett aus-
geklammert«. Genauso ignoriere die 
Behörde von der Initiative selbst veran-

lasste Expertisen, darunter Brandversu-
che aus dem Jahr 2013 und forensische 
Analysen von 2015. Bei ersteren kam 
der Gutachter zu dem Schluss, dass das 
vorgefundene Brandbild ohne Beschleu-
niger nicht reproduzierbar sei. Bei letz-
teren waren sich vier Experten einig, 
dass das Feuerzeug nicht in der Zelle 
gewesen sein könne. 

Laut der Initiative geht die Staatsan-
waltschaft seit Herbst 2015 auch nicht 
auf Fragen der Anwältin von Jallohs 
Bruder, Gabriele Heinecke, ein. Am 
Mittwoch war die Behörde telefonisch 
nicht erreichbar. Schweigende Staatsan-
wälte erlebte jW immer wieder. Eine 
Anfrage von Anfang Januar etwa blieb 
bis heute unbeantwortet. Auf eine E-
Mail vom Dienstag erklärte Behörden-
chef Bittmann nur, zu »gegebener Zeit« 
Stellung zu nehmen. Die Schlüsse der 
Initiative seien falsch. Einigen Presse-
anfragen räumte die Staatsanwaltschaft 
nach jW-Informationen dennoch ihren 
Platz ein: In den Ermittlungsakten.

 Susan Bonath

Übergriffe in Köln:  
Erste Bewährungsstrafe
Köln. Im ersten Prozess um 
die Straftaten in der Kölner 
Silvesternacht hat das Amtsge-
richt Köln am Mittwoch einen 
Marokkaner zu sechs Monaten 
Haft auf Bewährung und 100 
Euro Geldstrafe verurteilt. Der 
23jährige gestand vor Gericht, 
am Silvesterabend um kurz 
nach 23 Uhr auf dem Vorplatz 
des Kölner Hauptbahnhofs 
einer Frau das Handy gestoh-
len zu haben, als diese gerade 
den Dom fotografierte. Die 
Staatsanwaltschaft hatte eine 
Bewährungsstrafe von sechs 
Monaten und zwei Wochen ge-
fordert, die Verteidigung eine 
Geldstrafe. Vor Gericht ent-
schuldigte sich der Mann bei 
seinem Opfer, das als Zeugin 
aussagte. 
 (AFP/jW)

Afghane nach Brand in 
Zelle verdächtigt
Rosenheim. Nach dem Brand in 
einer Abschiebehaftanstalt im 
bayerischen Mühldorf am Inn 
am Dienstag abend verdächtigt 
die Polizei einen 23jährigen 
Häftling, das Feuer in seiner 
Zelle mutwillig gelegt zu ha-
ben. Er selbst bestreitet das 
aber laut Polizei. Der Afghane 
hatte eine leichte Rauchgasver-
giftung erlitten. Für Mittwoch 
war nach Behördenangaben 
schon seit längerem seine Ab-
schiebung geplant. Der 23jäh-
rige wurde in ein Krankenhaus 
gebracht, konnte es nach kur-
zer Behandlung aber bereits 
wieder verlassen. Die übrigen 
29 Insassen des Gefängnisses 
sowie die Beschäftigten blie-
ben bei dem Brand unverletzt. 
Die Polizei ging davon aus, 
dass der Sachschaden im fünf-
stelligen Bereich liegt. 
 (AFP/jW)

»Schottern« und blockieren: Die Anti-AKW-Bewegung im Wendland war mit ihren Protestaktionen erfolgreich (November 2010)
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Zitat des Tages

US-Präsidentschaftsbewerber 

Donald Trump in einer Rede am 

Dienstag abend in Las Vegas 

über Gruppen, die bei der Vor-

wahl in Nevada für ihn gestimmt 

hatten (Übersetzung: dpa).

Wir haben bei den gut 
Gebildeten gewonnen, 

wir haben bei den 
schlecht Gebildeten 

gewonnen. Ich liebe die 
schlecht Gebildeten.
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